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Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

für die Erschließungsanlage Niedenhofsbusch/Von-Andreae-Straße
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 08.12.1986 (BGBl. I S. 2253) in der derzeit geltenden Fassung in
Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.08.1984 (GV NW S. 475), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 03.04.1992 (GV NW S. 124), hat der Haupt- und Finanz-
ausschuss der Stadt Bergisch Gladbach im Rahmen einer Delegierung gemäß
§60 Abs. 1 S. 1 und 2 GO NRW in seiner Sitzung am 23.06.2020 folgende Satzung
beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Die Stadt Bergisch Gladbach erhebt Erschließungsbeiträge für die Erschlie-
ßungsanlage Niedenhofsbusch/Von-Andreae-Straße nach den Vorschriften des
Baugesetzbuches (§§ 127 ff.) sowie nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für die Erschließungsanlage
Niedenhofsbusch/Von-Andreae-Straße in Dorfgebieten, reinen Wohngebie-
ten, allgemeinen und besonderen Wohngebieten und Mischgebieten
a. bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu 14 m Breite,
b. bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 8 m Breite;

(2) Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 gehören insbesondere die Kosten
1. für den Erwerb der Grundflächen;
2. für die Freilegung der Grundflächen;
3. für die erstmalige Herstellung der Erschließungsanlagen einschl. der

Einrichtungen für ihre Entwässerung, ihre Beleuchtung und ihre Begrü-
nung;

4. für die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen;
5. für die Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer klassifizierten

Straße, die über die Breiten der anschließenden freien Strecken hinaus-
gehen.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) wird nach den tatsäch-
lichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschlie-
ßungsanlage ermittelt.

§ 4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes.
§ 5

Abrechnungsgebiet
Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das
Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder
eine Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt der
Erschließungsanlage bzw. der Erschließungseinheit erschlossenen Grund-
stücke das Abrechnungsgebiet.

§ 6
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

A
(1) Der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils

der Gemeinde (§ 4) auf die erschlossenen Grundstücke des Abrechnungs-
gebietes (§ 5) nach den Grundstücksflächen verteilt. Dabei wird die unter-
schiedliche Nutzung der Grundstücke nach Maß (Abs. B) und Art (Abs. C)
berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche gilt, wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder
die erforderlichen Festsetzungen nicht enthält, die tatsächliche Grund-
stücksfläche bis zu einer Tiefe von 40 m von der Erschließungsanlage oder
von der der Erschließungsanlage zugewandten Grenze des Grundstückes.
Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung
hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Gren-
ze der Nutzung bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wege-
mäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der
Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

B
(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem

Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt:
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzbaren

Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist 1
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5

(2) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder
die Geschoßzahl noch Grundflächen- und Baumassenzahl festsetzt, ist
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen,
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den

bebauten Grundstücken des Abrechnungsgebietes überwiegend vorhan-
denen Geschosse maßgebend.

(3) Ist eine Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht fest-

stellbar, werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als ein Vollge-
schoss gerechnet.

C
Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) außer überwiegend gewerblich oder
in gleichartiger Weise (z.B. mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus-
und Schulgebäuden) genutzten Grundstücken oder Grundstücken, die nach den
Festsetzungen eines Bebauungsplanes in einem Kern-, Gewerbe- oder Industrie-
gebiet liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so sind für die Grundstü-
cke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für Grundstücke, die über-
wiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzt werden; die in Abs. B
(1) Nrn. 1 bis 3 genannten Nutzungsfaktoren um 0,5 zu erhöhen.
D
(1) Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des

§ 2 Abs. 1 dieser Satzung erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei
Abrechnung jeder Erschließungsanlage nur mit 2/3 anzusetzen.

(2) Dies gilt nicht
a) für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für über-

wiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzte Grundstücke,
b) wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage erho-

ben wird und Erschließungsbeiträge für weitere Anlagen weder nach
dem geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvor-
schriften erhoben worden sind oder erhoben werden dürfen,

c) soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag eines
anderen Pflichtigen im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

d) für Eckgrundstücke mit einem Eckwinkel von mehr als 135°,
e) für Grundstücksflächen, soweit sie die durchschnittliche Grundstücks-

fläche der im Abrechnungsgebiet liegenden Grundstücke übersteigen.
(3) Mehrfach erschlossene Grundstücke sind bei gemeinsamer Aufwandser-

mittlung in einer Erschließungseinheit (§ 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB) bei der
Verteilung des Erschließungsaufwandes nur einmal zu berücksichtigen
(§ 131 Abs. 1 Satz 2 BauGB).

§ 7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für
1. den Grunderwerb,
2. die Freilegung,
3. die Fahrbahn,
4. die Flächenbefestigung in verkehrsberuhigten Bereichen, Mischflä-

chen, Fußgängerbereichen und Verkehrsanlagen nach § 2 Abs. 1 Ziff. 2,
5. die Radwege, zusammen oder einzeln,
6. die Gehwege, zusammen oder einzeln,
7. die Parkflächen,
8. die Grünanlagen,
9. die Beleuchtungsanlagen,
10. die Entwässerungsanlagen,

gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald
die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abge-
schlossen worden ist. Die Anwendung der Kostenspaltung wird im Einzelfall
vom Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Infrastruktur und Verkehr der Stadt
beschlossen.

§ 8
Merkmale der endgültigen Herstellung

der Erschließungsanlagen
Die Erschließungsanlage Niedenhofsbusch/Von-Andreae-Straße ist endgültig
hergestellt, wenn

a) die Stadt Eigentümerin der Flächen für die Erschließungsanlage mit der
Ausnahme der Teilfläche des Grundstücks Gemarkung Refrath, Flur 3,
Flurstück 1621, über welche der Straßenausbau verläuft, ist und diese
mit betriebsfertigen Entwässerungs- und Beleuchtungsanlagen ausge-
stattet sind und

b) sie auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten,
Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise herge-
stellt (befestigt) sind.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.
Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-

zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher

beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.
Bergisch Gladbach, den 24.06.2020

Lutz Urbach
Bürgermeister

Der Bürgermeister
Änderung der Gebührenordnung

für Parkuhren/Parkscheinautomaten
in der Stadt Bergisch Gladbach

(Parkgebührenordnung)

Aufgrund des § 6 a des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 05.03.2003 (BGBl. I S. 310, ber. S 919), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.11.2014 (BGBl. I S. 1802), in Verbindung
mit § 1 der Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen über die Ermächti-
gung zum Erlass von Gebührenordnungen nach § 6 a und 7 des Straßenver-
kehrsgesetzes vom 04.02.1981 (GV NW S. 48), zuletzt geändert durch Artikel
234 des Gesetzes vom 05.04.2005 (GV NW S. 274), in Verbindung mit § 38 des
Ordnungsbehördengesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (OBG NW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 13.05.1980 (GV NW S. 528), zuletzt geändert
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 02.10.2014 (GV NW S. 622), hat der Haupt- und
Finanzausschuss der Stadt Bergisch Gladbach im Rahmen einer Delegierung
nach § 60 Abs. 1 S. 1 und 2 GO NRW in der Sitzung am 23.06.2020
folgende Änderung der Parkgebührenordnung beschlossen:

§ 1

In der Überschrift wird das Wort „Parkuhren/“ gestrichen. Nach dem Wort Park-
scheinautomaten werden die Worte „und das Handyparken“ ergänzt.

§ 2

In § 1 werden die Worte „einer Parkuhr oder“ gestrichen. Nach dem Wort
Parkscheinautomaten werden die Worte „oder der Bezahlung über eine App
(Handyparken)“ ergänzt.

Unter Nr. 1. wird die Zahl 15 durch die Zahl „30“ ersetzt.
Folgender Satz wird zu Satz 2: „Sofern die Parkzeit über 30 Minuten hinausgeht,
wird die Gebühr von Beginn an fällig.“

Unter Nr. 2. werden die Worte
„Parkplatz neben Rathaus Stadtmitte“ und
„Parkstreifen vor Rathaus Stadtmitte“ gestrichen.

Der Parkstreifen Schloßstraße wird wie folgt zusammengefasst:
„Parkstreifen Schloßstraße von Nikolausstraße bis Am Stockbrunnen“

Der Parkplatz S-Bahnhof wird wie folgt neu gefasst:
„Jakobstraße/ Ecke Johann-Wilhelm-Lindlar Straße“

§ 3

Die Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.
§ 2 Satz 3 und 4 treten am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft und am
31.12.2020 außer Kraft.

Hinweis:

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Verordnung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich be-
kannt gemacht.

Bergisch Gladbach, den 24.06.2020

Lutz Urbach
Bürgermeister

Der Bürgermeister

Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

für die Erschließungsanlage Quellenweg

Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 08.12.1986 (BGBl. I S. 2253) in der derzeit geltenden Fassung in
Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.08.1984 (GV NW S. 475), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 03.04.1992 (GV NW S. 124), hat der Haupt- und
Finanzausschuss der Stadt Bergisch Gladbach im Rahmen einer Delegierung
nach § 60 Abs. 1 S. 1 und 2 GO NRW in seiner Sitzung am 23.06.2020 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Die Stadt Bergisch Gladbach erhebt Erschließungsbeiträge für die Erschließungs-
anlage Quellenweg nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (§§ 127 ff.) sowie
nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für die Erschließungsanlage
Quellenweg in Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen und be-
sonderen Wohngebieten und Mischgebieten bei beidseitiger Bebaubarkeit
bis zu 14 m Breite,

(2) Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 gehören insbesondere die Kosten
1. für den Erwerb der Grundflächen;
2. für die Freilegung der Grundflächen;
3. für die erstmalige Herstellung der Erschließungsanlagen einschl. der

Einrichtungen für ihre Entwässerung, ihre Beleuchtung und ihre Begrü-
nung;

4. für die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen;
5. für die Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer klassifizierten

Straße, die über die Breiten der anschließenden freien Strecken hinaus-
gehen.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) wird nach den tatsäch-
lichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschlie-
ßungsanlage ermittelt.

§ 4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes.
§ 5

Abrechnungsgebiet
Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das
Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder eine
Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt der Er-

schließungsanlage bzw. der Erschließungseinheit erschlossenen Grundstücke
das Abrechnungsgebiet.

§ 6
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

A
(1) Der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils

der Gemeinde (§ 4) auf die erschlossenen Grundstücke des Abrechnungs-
gebietes (§ 5) nach den Grundstücksflächen verteilt. Dabei wird die unter-
schiedliche Nutzung der Grundstücke nach Maß (Abs. B) und Art berück-
sichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche gilt, wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder
die erforderlichen Festsetzungen nicht enthält, die tatsächliche Grund-
stücksfläche bis zu einer Tiefe von 40 m von der Erschließungsanlage oder
von der der Erschließungsanlage zugewandten Grenze des Grundstückes.
Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hin-
aus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze
der Nutzung bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wege-
mäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der
Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

B
(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem

Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt:
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzbaren

Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist 1
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5

(2) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder
die Geschosszahl noch Grundflächen- und Baumassenzahl festsetzt, ist
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen,
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den

bebauten Grundstücken des Abrechnungsgebietes überwiegend vor-
handenen Geschosse maßgebend.

(3) Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht fest-
stellbar, werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als ein Vollge-
schoss gerechnet.

C
(1) Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des

§ 2 Abs. 1 dieser Satzung erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei
Abrechnung jeder Erschließungsanlage nur mit 2/3 anzusetzen.

(2) Dies gilt nicht
a) für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für

überwiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzte Grund-
stücke,

b) wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage er-
hoben wird und Erschließungsbeiträge für weitere Anlagen weder nach
dem geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvor-
schriften erhoben worden sind oder erhoben werden dürfen,

c) soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag eines
anderen Pflichtigen im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

d) für Eckgrundstücke mit einem Eckwinkel von mehr als 135°,
e) für Grundstücksflächen, soweit sie die durchschnittliche Grundstücks-

fläche der im Abrechnungsgebiet liegenden Grundstücke übersteigen.
(3) Mehrfach erschlossene Grundstücke sind bei gemeinsamer Aufwands-

ermittlung in einer Erschließungseinheit (§ 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB) bei der
Verteilung des Erschließungsaufwandes nur einmal zu berücksichtigen (§ 131)

§ 7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für
1. den Grunderwerb,
2. die Freilegung,
3. die Fahrbahn,
4. die Flächenbefestigung in verkehrsberuhigten Bereichen, Mischflächen,

Fußgängerbereichen und Verkehrsanlagen nach § 2 Abs. 1 Ziff. 2,
5. die Radwege, zusammen oder einzeln,
6. die Gehwege, zusammen oder einzeln,
7. die Parkflächen,
8. die Grünanlagen,
9. die Beleuchtungsanlagen,
10. die Entwässerungsanlagen,
gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald
die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abge-
schlossen worden ist. Die Anwendung der Kostenspaltung wird im Einzelfall
vom Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Infrastruktur und Verkehr der Stadt
beschlossen.

§ 8
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

Die Erschließungsanlage Quellenweg ist endgültig hergestellt, wenn
a) die Stadt Eigentümerin der Flächen für die Erschließungsanlage mit der

Ausnahme des Flurstücks 764, Gemarkung Bensberg-Freiheit, Flur 15
ist und diese mit betriebsfertigen Entwässerungs- und Beleuchtungs-
anlagen ausgestattet sind und

b) sie auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton,
Platten, Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise
hergestellt (befestigt) sind.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.
Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher

beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.

Bergisch Gladbach, den 24.06.2020

Lutz Urbach
Bürgermeister

Der Bürgermeister

„Man muss Glück teilen, um es
zu multiplizieren.“
Marie von Ebner-Eschenbach

www.sos-kinderdoerfer.de




